
Ofener Brief zu Polizeigewalt bei der Demonstraton im Gedenken 
an den 7. Todestag von Oury Jalloh

UnterzeichnerInnen:
Initatve Faites votre jeu! (Frankfurt a.M.)
Aktonsbündnis gegen Abschiebungen Rhein-Main

Wir verurteilen hiermit aufs Schärfste das massive gewalttätige Vorgehen der Polizei bei  
der Demonstration im Gedenken an Oury Jalloh in Dessau am 7.  Januar 2012. Darüber  
hinaus fordern wir eine lückenlose Aufklärung der Verstrickungen staatlicher Institutionen  
in die Vertuschung und Beförderung rechter Gewalttaten bzw. rechter Tendenzen in der  
Polizei. 

Bei  der  friedlichen  Demonstration  in  Gedenken  an  den  7.  Todestag  des  in 
Polizeigewahrsam in Dessau verbrannten Afrikaners Oury Jalloh kam es am Samstag den 
07.01.2012  zu  heftigen  Gewaltausbrüchen  von  PolizeibeamtInnen.  Zahlreiche 
DemonstrantInnen wurden durch Schläge und den Einsatz von Pfefferspray verletzt. Die 
führenden  Aktivisten  der  Oury-Jalloh-Kampagne  Komi  Edzro,  Mbolo  Yufanyi  und 
Mouctar  Bah gerieten  besonders  ins  Visier  der  Beamten.  Mouctar  Bah,  Initiator  der 
„Initiative in Gedenken an Oury Jalloh“, wurde mehrmals von der Polizei in Gesicht und 
auf  den  Kopf  geschlagen  bis  er  schließlich  bewusstlos  ins  Krankenhaus  eingeliefert 
werden musste, wo er stationär behandelt wurde.
Die  Polizei  begründete  die  gewalttätigen  Eingriffe  damit,  dass  die  Verwendung  des 
Begriffs „Oury Jalloh, das war Mord“ einen Straftatbestand darstelle. Bereits im Vorfeld 
der  Demonstration  hatten  Beamte  Herrn  Bah  als  Anmelder  der  Demonstration 
aufgesucht  und  ihm  gedroht,  dass  er  für  jegliche  Verwendung  des  Wortes  Mord  im 
Zusammenhang  mit  dem  Fall  Oury  Jalloh  zur  Verantwortung  gezogen  werde.  Diese 
Vorgehensweise  der  Polizei  entbehrt  jeglicher  juristischen  Grundlage.  Wie  die 
Mitteldeutsche Zeitung (MDZ) schreibt,  hatte  bereits  im Jahr  2006  das Magdeburger 
Oberverwaltungsgericht  mit  Verweis  auf  die  im  Grundgesetz  verankerte 
Meinungsfreiheit  entschieden,  dass  dieser  Satz  keine  Beleidigung,  Verleumdung  oder 
ähnliches darstelle (MDZ, 09.01.2012). Auf die Aufforderung der vor Ort anwesenden 
Präsidentin  der  Internationalen  Liga  für  Menschenrechte,  Prof.  Dr.  Fanny-Michaela 
Reisin, konnte keiner der anwesenden PolizistInnen einen gerichtlichen Beschluss in der 
Sache vorlegen.

Dieser  willkürliche und brutale  Übergriff  von PolizeibeamtInnen ist  nur  ein weiteres 
Beispiel  dafür,  dass  auch in  Deutschland selbst  grundlegende Rechte –  insbesondere 
gegenüber Schwarzen Menschen – oftmals vollständig ignoriert werden. 

Der  Fall  Oury  Jallohs  selbst  kann als  Präzedenzfall  dafür  herangezogen werden,  wie 
Polizei  und Justiz  Hand in Hand dafür sorgen,  dass Polizeigewalt  vertuscht wird und 
straflos bleibt. Dies erkannte auch der Vorsitzende Richter Manfred Steinhoff in seiner 
Urteilsbegründung  zum  Fall  Oury  Jalloh,  die  mit  einem  vorläufigen  Freispruch  der 
beschuldigten Beamten endete. „Das hat mit Rechtsstaat nichts mehr zu tun“, sagte er 
und beschwerte sich über fehlerhafte Ermittlungen und offensichtliche Falschaussagen 
von  als  Zeugen  einberufenen  Polizeibeamten  (AFP,  07.12.2008).  Da  der 
Bundesgerichtshof  die  Urteilsbegründung  und  Beweisführung  ebenfalls  anzweifelte 



befindet  sich  der  Fall  derzeit  in  Revision.  Das  Vorgehen  der  Polizei  bei  der 
Demonstration  am  07.01.  gegenüber  den  führenden  Aktivisten  der  „Initiative  im 
Gedenken an Oury Jalloh“, die eine vollständige Aufklärung des Falles fordert, lässt sich 
vor diesem Hintergrund nur als Einschüchterungsversuch interpretieren.

Hinzu kommt, dass schon in der Vergangenheit gerade das sehr bedenkliche Verhalten 
der  Dessauer  Polizei  und  des  Staatsschutzes  in  Sachsen-Anhalt  rechte  Gewalttaten 
deckte  und  damit  förderte.  Schon  vor  dem  Fall  Oury  Jalloh  war  das  Dessauer 
Polizeirevier  polizeiintern  in  Kritik  geraten,  weil  es  vor  allem  Schwarze  Menschen 
schikanierte. Um einen Imageschaden zu vermeiden, wurde das Revier angewiesen, „das 
polizeiliche  Vorgehen  gegen  MigrantInnen  auf  ein  Notwendiges“  zu  beschränken. 
Ermittlungen gegen Beamte folgten nicht. Auch die so genannte „Staatsschutzaffäre“ in 
Sachsen-Anhalt im Jahr 2007 lässt an einem ernsthaften Aufklärungsinteresse rechter 
Gewalttaten  zweifeln.  Damals  hatte  Dessaus  Polizeivizepräsident  Hans-Christoph 
Glombitza in einer Besprechung drei Staatsschützern mitgeteilt, dass sie ja „nicht alles 
sehen“ müssten. Die durch ihre Ermittlungserfolge im neonazistischen Milieu bekannt 
gewordenen  rechten  Umtriebe  in  Dessau  würden  das  Sicherheitsbedürfnis  der 
Menschen empfindlich stören und auch kein gutes Licht auf das Land Sachsen-Anhalt 
werfen.
Anstatt das Land durch Vertuschung vor angeblichen Imageschäden schützen zu wollen, 
ist es an der Zeit politisch sowie juristisch alle möglichen aufklärenden Maßnahmen zu 
ergreifen.  Angesichts  der  sich  wiederholenden  Skandale  um  Polizei  und 
Verfassungsschutz,  zuletzt  ihre  Verstrickungen  im  Fall  des  Nationalsozialistischen 
Untergrundes, müssen sich die staatlichen Institutionen dem verstärkten Eindruck einer 
Zusammenarbeit von staatlichen Akteuren und Neonazis entschieden entgegenstellen, 
wollen sie nicht jegliche demokratische Glaubwürdigkeit verlieren.

Wir  fordern  Justiz,  Polizei  und  das  Innenministerium  von  Sachsen-Anhalt,  sowie 
sämtliche Politiker_innen in Bund und Ländern zu einer vollständigen Aufklärung von 
Polizeigewalt auf. Die Straflosigkeit von Polizeibeamten in Deutschland muss ein Ende 
haben.  Wir  fordern  unabhängige  Ermittlungskommissionen  sowie  ein  Ende  von 
Rasterfahndung und anderen rassistisch begründeten Schikanen!

In diesem Sinne: Brecht das Schweigen! (Slogan der Initiative in Gedenken an Oury Jalloh 
e.V.)

Links:
http://initiativeouryjalloh.wordpress.com/

http://thevoiceforum.org/node/2372

http://www.amnestypolizei.de/

http://www.amnestypolizei.de/
http://thevoiceforum.org/node/2372
http://initiativeouryjalloh.wordpress.com/

